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A. Forderung von Energiesparmaf3nahmen und
von erneuerbaren Energietrigern

1. Zielsetzung

Ziel der Férderung von EnergiesparmalSnahmen und von erneuerbaren Energietragern ist die
Unterstltzung von Vorhaben, durch die gewerbliche Unternehmen in Tirol Energie einsparen oder
erneuerbare Energietrager nutzen. Damit soll ein wesentlicher Beitrag zur Verminderung von
Belastungen durch Luftschadstoffe und klimarelevante Gase sowie zur Einsparung von fossilen
Energietragern geleistet werden. Weiters wird damit den Klimazielen Rechnung getragen.

2. Gegenstand der Forderung

Im Rahmen dieser Forderung werden Investitionen in EnergiesparmaflSnahmen, sowie in MalBnahmen
im Zusammenhang mit erneuerbaren Energietragern unterstitzt, wenn diese freiwillig gesetzt oder
durch die Umsetzung die rechtlich vorgegebenen umweltrelevanten Verpflichtungen erheblich
unterschritten werden.

Es werden die unten angefthrten Férderschwerpunkte zur Umsetzung von Energiesparmalinahmen
sowie zur Anwendung erneuerbarer Energietrager unterstitzt. Diese sind weitgehend identisch mit den
gleichlautenden Forderschwerpunkten der ,Umweltférderung im Inland” des Bundes, abgewickelt
durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC). Nahere inhaltliche Details kdnnen somit den
dortigen Forderrichtlinien bzw. -bestimmungen entnommen werden. Diese Landesrichtlinie kann
jedoch in einigen wenigen Details von der jeweiligen Bundesrichtlinie abweichen.

Pro Forderschwerpunkt kann nur ein Forderansuchen innerhalb von einem Jahr (gerechnet ab
Einreichdatum) eingebracht werden.

2.1. Solaranlagen

Es werden Solaranlagen zur Warmwasserbereitung, Raumheizung und Prozesswarme in betrieblich
genutzten Gebduden unterstitzt.

2.2. Thermische Gebdudesanierung

Die thermische Gebaudesanierung betrifft die Verbesserung des Warmeschutzes von betrieblich
genutzten Geb&uden, die alter als 20 Jahre sind. Dabei werden Investitionen zur Démmung der obersten
Geschossdecken bzw. des Daches, zur Dammung der AulSenwdnde, zur Dammung der untersten
Geschossdecke bzw. des erdanliegenden FuBbodens, zur Sanierung bzw. zum Austausch der Fenster
und Aullenturen geférdert. Zudem koénnen der Einbau von Liftungsgeraten mit Warmeriickgewinnung,
aullenliegenden Verschattungssystemen zur Reduzierung des Kuhlbedarfs des Geb&udes, hinterliftete
Fassadensysteme und hinterliftete Fassadenschalungen, sowie Investitionen in eine Fassaden- und
Dachbegriinungen geftrdert werden. Es werden nur umfassende Gebdudesanierungen und keine
EinzelmaBnahmen unterstitzt.

2.3. Warmepumpen

Es werden Warmepumpenanlagen zur Bereitstellung von Heizwarme, Warmwasser bzw. Prozesswarme
oder zur Versorgung von Warmenetzen (z.B. Wasser/Wasser oder Sole/Wasser-Warmepumpen) von
betrieblich genutzten Objekten geférdert. Dazu zéhlen Warmepumpen, Warmequellenanlagen
(Erdwarmekollektor, Grundwasserbrunnen, Tiefenbohrung), Pufferspeicher, primarseitige hydraulische
Einbindungen, elektrische Installationen und Anlagenregelungen.

2.4.Energiesparen in Betrieben

Unterstitzt werden folgende Malinahmen:



Warmerutckgewinnung von Kdlteanlagen (Kthl- und Tiefkihlanlagen sowie
Prozesskalteanlagen, Warme-Kalte-Verbundsysteme) und von Luftungsanlagen (Nutzung der
Warme aus Abluft zur Erwdarmung der Raumluft)

Andere Warmertckgewinnungen bzw. Nutzung von bisher ungenutzten Warmestrémen (z.B.
Druckluftkompressoren, Industrieprozessen, Abwarme aus Abwassern) sowie Warmepumpen
zur ErschlieBung von Niedertemperaturabwarme

Heizungsoptimierung in Bestandsgebauden (Nachrustung Speichersystem,
Drehzahlregelungen, effiziente Pumpen, Heizungsverteiler, Steuerungstechnik) mit mindestens
10% Energieeinsparung

Beleuchtungsoptimierung von Strallen- und AufSenbeleuchtung, von Sportstatten
(Flutlichtanlagen) im AuBenbereich und von Innenbeleuchtung bei Bestandsgebauden
Effizienzsteigerungen bei industriellen Prozessen und Anlagen mit einem mafBgeblichen
technologischen und 6kologischen Unterschied zur Bestandsanlage

2.5. Stromerzeugung in Insellagen

Es werden Stromerzeugungsanlagen auf Basis erneuerbarer Energietrager zur Eigenversorgung in
Insellagen ohne Netzzugangsmoglichkeit (z.B. Berghtitten) gefordert. Dabei kénnen:

Fotovoltaikanlagen
Kleinwasserkraftwerke
Blockheizkraftwerke
Windkraftanlagen
elektrische Energiespeicher

berlcksichtigt werden.
Stromproduzierende Anlagen in Gebieten mit Netzzugangsmoglichkeiten sind generell nicht forderbar.

3. Fordernehmer*innen

Antragsberechtigt sind Unternehmen mit Standort in Tirol, die der gewerblichen Wirtschaft zugeordnet
werden oder im Besitz einer aufrechten Gewerbeberechtigung nach der Gewerbeordnung sind.

4. Art und AusmaR der Forderung

Die Foérderung wird als nicht riickzahlbarer Einmalzuschuss gewahrt und betragt maximal 30% der im
Rahmen der Umweltférderung im Inland gewahrten Bundesférderung, inkl. allfdlliger EU-Férderungen.

5. Verfahrensbestimmungen

(1) Die Forderung von Energiesparmafnahmen wird aufgrund der identischen Férderungsinhalte bei

den vorgenannten Foérderungsschwerpunkten mit jenen der ,Umweltférderung im Inland” des
Bundes im Sinne eines moglichst unternehmerfreundlichen Forderungsverfahren in sehr enger
Kooperation mit der Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC) als Abwicklungsstelle fiir die
Umweltférderung im Inland abgewickelt. Dies fuhrt dazu, dass das Forderungsverfahren in nahezu
allen fur die Unternehmen wesentlichen Bereichen eng mit dem Férderungsverfahren bei der KPC
verbunden ist und damit Doppeleinreichungen nicht notwendig sind.

Der jeweilige Forderantrag ist entsprechend den in den Informationsblattern fir die jeweiligen
Forderbereiche der Umweltférderung im Inland festgelegten Forderbestimmungen bis spatestens zu
dem Zeitpunkt einzureichen, der in der Bundesrichtlinie fur den jeweiligen Férderbereich festgelegt
ist. Die Antragstellung erfolgt online direkt auf der von der KPC fiir die Bundesférderung zur
Verfugung gestellten Plattform. Dieses Forderansuchen wird vom Land Tirol gleichzeitig als
Férderansuchen im Rahmen des Wirtschaftsforderungsprogramms des Landes Tirol — Férderung von
Energiesparmallnahmen und von erneuerbaren Energietragern anerkannt.

(3) Die Prufung der einzelnen Forderantrage erfolgt durch die KPC.



(4)
(5)

Die Forderentscheidung Uber die Landesférderung obliegt dem zustandigen Mitglied der Tiroler
Landesregierung.

Im Falle einer positiven Forderentscheidung wird der férdernehmenden Person von der
Landesforderstelle fir alle nicht pauschalierten Férderungen eine Férdervereinbarung Gber die
Landesforderung Ubermittelt. Bei negativen Férderentscheidungen erfolgt eine begriindete
schriftliche Information durch die KPC. Bei allen pauschalierten KPC-/ Landesférderungen erfolgt
gleichzeitig mit dem Genehmigungsschreiben analog zur KPC auch die Auszahlung der
Landesforderung. Eine Férdervereinbarung ist bei pauschalierten Forderprojekten im Sinne einer
vereinfachten Forderabwicklung nicht vorgesehen.

Die Kostenabrechnung und —kontrolle erfolgt durch die KPC, deren Ergebnis von der
Landesforderstelle anerkannt wird.

Die Auszahlung der Landesférderung erfolgt durch die Landesforderstelle.

Kumulierung

In Bezug auf dieselben férderbaren Kosten diirfen nach dieser Férderrichtlinie gewdhrte Beihilfen nicht
mit anderen Beihilfen kumuliert werden, wenn die aus der Kumulierung resultierende Foérderintensitat
diejenige Forderintensitat Ubersteigen wirde, die in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder in einer
von der Kommission verabschiedeten Entscheidung hinsichtlich der besonderen Merkmale eines jeden
Falles festgelegt wurde.



B. Nahwarmeversorgung auf Basis erneuerbarer
Energietrager

1. Zielsetzung

Die Forcierung von Energieversorgungsanlagen mit erneuerbaren Energietragern stellt ein besonderes
Ziel der Tiroler Energiepolitik dar und steht damit im Einklang mit der Strategie des Bundes zur
Erreichung des Klimazieles insbesondere in Verbindung mit der dabei notwendigen deutlichen CO2-
Reduktion. Um dieses Potential ausschépfen zu kénnen, ist eine enge Kooperation mit den
Forderinstrumenten des Bundes im Rahmen der ,Betrieblichen Umweltférderung im Inland” sinnvoll.

2. Gegenstand der Forderung

Im Rahmen des Schwerpunktes ,Nahwarmeversorgung auf Basis erneuerbarer Energietrager” werden
unten angefihrte Investitionsvorhaben unterstitzt. Diese Férderschwerpunkte sind identisch mit den
gleichlautenden Forderschwerpunkten der ,Umweltférderung im Inland” des Bundes, abgewickelt
durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC). Die naheren Details kdnnen somit den
dortigen Forderrichtlinien bzw. —-bestimmungen entnommen werden.

¢ Biomasse Nahwarmeanlagen

e Neubau, Ausbau und Verdichtung von Warmeverteilnetzen auf Basis von Biomasse, Geothermie
oder industrieller Abwarme

e Optimierung von Nahwarmeanlagen
e Erneuerung von Kesselanlagen in bestehenden Biomasse-Nahwarmeanlagen

e Geothermische Nahwarmeanlage

3. Fordernehmer*innen

Antragsberechtigt sind Unternehmen, sowie sonstige unternehmerisch tdtige Organisationen.

4. Art und AusmaR der Férderung

Die Forderung betragt je nach Férdermalinahme (sh. Pkt. 2.) 30% der férderbaren Kosten zuztglich
allfalliger Zuschlage, wobei bei diesen MaBnahmen eine gemeinsame Bundes- und Landesférderung im
Verhaltnis 60:40 vorgesehen ist. Die genauen Fordersdtze sowie die naheren Bestimmungen zu dieser
Forderung sind den entsprechenden Forderrichtlinien des Bundes im Rahmen der ,Umweltférderung im
Inland”, welche durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC) abgewickelt wird, zu
entnehmen.

Die anteilige Landesférderung ist somit generell an die gleichzeitige positive Férderentscheidung des
Bundes im Rahmen der betrieblichen Umweltférderung im Inland gebunden.

5. Forderbare und nicht forderbare Kosten

Die forderbaren und nicht férderbaren Kosten sind den gleichlautenden Forderrichtlinien des Bundes
im Rahmen der ,Umweltférderung im Inland” - Nahwarmeversorgung auf Basis erneuerbarer
Energietrager zu entnehmen.



6. Verfahrensbestimmungen

(1) Der jeweilige Forderantrag ist elektronisch, mit dem daftrr vorgesehenen Webformular vor Beginn
des Forderprojektes einzubringen. Der Antrag gilt auch als rechtzeitig eingebracht, wenn er vor
Projekt-/Investitionsbeginn bei der KPC eingegangen ist. Fur die Forderentscheidung sind die im
formellen Forderansuchen angeftihrten Unterlagen/Informationen erforderlich. Bei Anlagen die dem
Qualitatsmanagementsystem gm-heizwerke oder gm:kompakt unterliegen, werden die benétigten
Unterlagen bzw. Informationen nach Méglichkeit aus der jeweiligen gm-Datenbank bezogen.

(2) Die Forderung der Nahwarmeversorgung auf Basis erneuerbarer Energietrager wird aufgrund der
identischen Forderinhalte bei den vorgenannten Foérderschwerpunkten mit jenen der
JUmweltférderung im Inland” des Bundes — Nahwarmeversorgung auf Basis erneuerbarer
Energietrager und Abwadrmeauskopplung - im Sinne eines mdglichst unternehmerfreundlichen
Forderverfahrens in sehr enger Kooperation mit der KPC als Abwicklungsstelle fir die
Umweltférderung im Inland abgewickelt.

(3) Die Prufung der einzelnen Forderantrage erfolgt in der Regel durch die KPC. Dartiber hinaus kann die
Forderstelle aber im Einzelfall noch zusatzliche erforderliche Unterlagen/Informationen anfordern.

(4) Im Zuge der Antragstellung hat die antragstellende Person im Webformular jede De-minimis-Beihilfe
anzugeben, die sie in den vergangenen zwei Steuerjahren und im laufenden Steuerjahr erhalten hat.

(5) Weiters hat sie in derselben Form anzugeben, welche anderen Forderungen sie fir dieselben
forderbaren Kosten beantragt hat oder noch beantragen wird.

(6) Die Forderstelle ist berechtigt, zur fachlichen und/oder wirtschaftlichen Beurteilung der Projekte
Experten und Expertinnen innerhalb und/oder auBBerhalb des Amtes der Tiroler Landesregierung
beizuziehen. Diese unterliegen dabei entweder der Amtsverschwiegenheit oder sie sind vertraglich
zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Die Forderentscheidung fur die anteilige Landesférderung obliegt der Tiroler Landesregierung.

7. Verpflichtungszeitraum

Der Verpflichtungszeitraum betragt in der Regel funf Jahre ab Endabrechnung, kann im jeweiligen
Fordervertrag jedoch individuell verlangert werden. Diesbeziglich wird auch auf die
Verpflichtungszeitraume/Verfahrensbestimmungen der Kommunalkredit Public Consulting GmbH
hinsichtlich der Aufzeichnungspflichten als auch der Einhaltung der Umweltstandards hingewiesen. Die
Endabrechnung erfolgt mit der Auszahlung oder der letzten Teilzahlung an die fordernehmende Person.
In der Regel wird in dieses Schreiben der Passus aufgenommen: ,Das Vorhaben gilt als
endabgerechnet”.

8. Kumulierung

In Bezug auf dieselben, sich teilweise oder vollstandig GUberschneidenden férderbaren Kosten durfen
nach dieser Forderrichtlinie gewahrte Beihilfen nicht mit anderen Beihilfen kumuliert werden, wenn die
Kumulierung dazu fuhren wirde, dass die hochste einschlagige Beihilfeintensitat oder der héchste
einschldgige Beihilfebetrag, die bzw. der im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder
einem Beschluss der Kommission oder in einschlagigen Vorschriften des Unionsrechts festgelegt ist,
Uberschritten wird.

Im Rahmen der gegenstandlichen Férderaktion kann eine Férderung nur dann gewdhrt werden, wenn
fur die gleiche Anlage/Investition keine Férderung mit Beteiligung des Europdischen Fonds zur
Forderung der Entwicklung des landlichen Raumes méglich ist.



Allgemeine Bestimmungen

1. Rahmenrichtlinie

Uber die Bestimmungen dieser Richtlinie hinaus gilt die Rahmenrichtlinie der Wirtschaftsférderung des
Landes Tirol fur die Vergabe von Férderungen und fir die Forderabwicklung. Diese Rahmenrichtlinie ist
integrierender Bestandteil der gegenstandlichen Richtlinie.

2. EU-rechtliche Grundlagen

(1) Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 Uber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrages tber die Arbeitsweise der Europédischen Union auf De-minimis
Beihilfen (Abl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1 ff), in Verbindung mit Verordnung (EU) Nr. 2020/972 vom
2.7.2020 (Abl. L 215 vom 07.07.2020, S. 3 ff).

(2) Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (Abl. L 187 vom 26.06.2014, S.1), in
Verbindung mit Verordnung (EU) 2017/1084 der Kommission vom 14. Juni 2017 (ABI. L 156 vom
20.06.2017, S. 1), in Verbindung mit Verordnung (EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020 (Abl. L 215 vom
07.07.2020, S. 3 ff), sowie in Verbindung mit Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 vom 23.07.2021 (Abl.
L270 vom 29.07.2021, S. 39ff), im Folgenden kurz Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung
(AGVO).

Neben den materiell rechtlich relevanten Artikeln der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung
(AGVO) sind insbesondere die allgemeinen Bestimmungen der Kapitel | und Il verbindlich
anzuwenden:

a)

e)
f)

Artikel 1 Absatz 4 lit. a AGVO, wonach festgelegt wird, dass einem Unternehmen, das einer
Ruckforderungsanordnung aufgrund eines friiheren Beschlusses der Kommission zur
Feststellung der Unzuldssigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt
nicht nachgekommen ist, keine Beihilfen gewahrt werden dirfen, ausgenommen
Beihilferegelungen zur Bewadltigung der Folgen bestimmter Naturkatastrophen.

Artikel 1 Absatz 4 lit. ¢ AGVO, wonach festgelegt wird, dass keine Beihilfen an ,Unternehmen in
Schwierigkeiten” vergeben werden durfen, ausgenommen Beihilferegelungen zur Bewaltigung
der Folgen bestimmter Naturkatastrophen.

Artikel 1 Absatz 5 lit. a AGVO, wonach verlangt werden kann, dass die Gewahrung einer Beihilfe
davon abhéngig ist, dass die Beihilfeempfangerin bzw. der Beihilfeempfanger zum Zeitpunkt
der Auszahlung der Beihilfe eine Betriebsstatte oder Niederlassung in dem die Beihilfe
gewdhrenden Mitgliedstaat hat.

Artikel 6 AGVO, wonach festgelegt wird, dass Beihilfen einen Anreizeffekt haben mussen.
Beihilfen gelten als Beihilfen mit Anreizeffekt, wenn vor Beginn der Arbeiten fiir das Vorhaben
oder die Tatigkeiten ein schriftlicher Beihilfeantrag in dem betreffenden Mitgliedstaat gestellt
wurde.

Artikel 8 AGVO, wonach die Kumulierungsvorschriften verbindlich einzuhalten sind.

Artikel 9 AGVO, wonach Veroffentlichungs- und Informationspflichten, insbesondere fiir
Beihilfen ab 500.000 Euro einzuhalten sind.

(3) Diese Forderung kann im Rahmen der EU-Strukturfonds-Programme zur nationalen Kofinanzierung
der EU-Mittel herangezogen werden.

3. Publizitatsvorschriften

Die Férdernehmenden haben im Rahmen der Umsetzung von Projekten ab einer bestimmten Hohe der
gewdhrten Landesforderung bei allen &ffentlichkeitswirksamen Aktivitaten auf die Férderung des
jeweiligen Projektes aus Mitteln der Wirtschaftsforderung des Landes Tirol hinzuweisen. Dabei ist
insbesondere das Logo des Landes Tirol mit einem entsprechenden Hinweis auf die Landesférderung zu



verwenden. Nahere Bestimmungen dazu enthalt Punkt 11.9 der Rahmenrichtlinie fur die
Wirtschaftsforderung des Landes Tirol sowie der im Anhang V der Rahmenrichtlinie festgelegte
,Leitfaden fur die Publizitatsvorschriften fur die Wirtschaftsférderung des Landes Tirol".

4. Geltungsdauer

Die Richtlinie tritt mit 01.01.2023 in Kraft und gilt bis 30.06.2028. Die Férderansuchen mussen
spatestens am 31.12.2027 eingelangt sein.



Abkiirzungsverzeichnis

Abl.
AGVO
BEV
bzw.
cO2
etc.
EU

ff
inkl.
KPC
lit.
Nr.
Pkt

z.B.

Amtsblatt der Europdischen Union
Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung
Battery Electric Vehicle

beziehungsweise

Kohlenstoffdioxid

et cetera

Europaische Union

auf den nachsten Seiten

inklusive

Kommunalkredit Public Consulting GmbH
litera

Nummer

Punkt

Seite

zum Beispiel

10



Impressum

Amt der Tiroler Landesregierung
Abteilung Wirtschaftsférderung und
Fordertransparenz

Heiliggeiststralle 7

6020 Innsbruck

+43 512 508 3202
wirtschaftsfoerderung@tirol.gv.at
www.tirol.gv.at/wirtschaftsfoerderung



	Inhaltsverzeichnis
	A. Förderung von Energiesparmaßnahmen und von erneuerbaren Energieträgern
	1. Zielsetzung
	2. Gegenstand der Förderung
	2.1. Solaranlagen
	2.2. Thermische Gebäudesanierung
	2.3. Wärmepumpen
	2.4. Energiesparen in Betrieben
	2.5. Stromerzeugung in Insellagen

	3. Fördernehmer*innen
	4. Art und Ausmaß der Förderung
	5. Verfahrensbestimmungen
	6. Kumulierung

	B. Nahwärmeversorgung auf Basis erneuerbarer Energieträger
	1. Zielsetzung
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Fördernehmer*innen
	4. Art und Ausmaß der Förderung
	5. Förderbare und nicht förderbare Kosten
	6. Verfahrensbestimmungen
	7. Verpflichtungszeitraum
	8. Kumulierung

	Allgemeine Bestimmungen
	1. Rahmenrichtlinie
	2. EU-rechtliche Grundlagen
	3. Publizitätsvorschriften
	4. Geltungsdauer

	Abkürzungsverzeichnis
	Impressum

